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Klägerin und Revisionsklägerin‚

g e g e n

Beklagte und Revisionsbeklegteo

Der 410 Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 270 Juni 1967 durch

Senatspräsident Dr° H a u e
i s‘e nl

— Vorsitzender —
Bundesrichterin Dr° S c h w a r z und

Bundesrichter Dro B u s s „ „
Bundessozialrichter G ü n t h e r

'. und

Bundessozialrichter ‘W e i n r e i c h

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des
Landessozialgerichts Rheinland—Pfalz vom 240 Juni
1964 abgeänderto Die Berufung der Beklagten gegen
das Urteil des Sozialgerichts Koblenz vom 240 Okto—
ber 1965 wird zurückgewiesen? soweit das Urteil den
Anspruch des Versicherten auf Rente wegen Erwerbsunw
fähigkeit für die Zeit bis 540 Dezember 4960 betrifit„
Im übrigen wird die Revision zurückgewiesen„

Die Beklagte hat der Klägerin die außergerichtlichen
Kosten des erstinstanzlichen Verfahrens zu erstattenc
Im übrigen sind der Klägerin Kosten nicht zu erstatten
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Die Klägerin ist die Witwe des Buchhalters Alfred B IÜIJC

(Versicherten)? geboren 4940“) gestorben

am 27„ September 49660 Der Versicherteg der seit vielen

Jahren an Tuberkulose (Tbc) litt9 war zuletzt wegen die—

ses Leidens seit 470 August 4959 arbeitsunfähig„ bezog zu—

nächst Krankengeld und befand sich sodann auf Veranlassung

der Beklagten von Dezember 4959 bis zum 500 August 4960 zur

Durchführung eines Tbc—Heilverfahrens in einer Lungenheil—

stättea Im Juni 4960 beantragte er Rente„ Der beratende

Arzt der Beklagten hielt in seiner Stellungnahme vom Novem—

ber 4960 Berufsunfähigkeit seit 47° August 4959 und für die

Zéit vom 470 August 4959 bis 540 Dezember 4960 auch Erwerbs—>

unfähigkeit für gegeben° Die Beklagte gewährte dem Ver—

sicherten mit Bescheid vom 44„ September 4964 (erster EU—Be—
scheid) vom 54° August 4960 — von der Beendigung des Heil—

verfahrens an — bis 54„ Dezember 4960 Rente wegen Erwerbs-

unfähigkeit "auf Zeit"; der Rentenberechnung legte sie

die allgemeine Rentenbemessungsgrundlage für 4960 zugrunde?

weil sie davon auSging9 der Versicherungsfall sei am 460 Fe—

bruar 4960 (Beginn der 270 Woche seit Eintritt der Erwerbs—
unfähigkeit) eingetreteno Mit einem weiteren Bescheid vom

gleichen Tage wandelte sie diese Rente ab 40 Januar 4964 in

Rente wegen Berufsunfähigkeit um.(BU—Bescheid)„ Die Rente

wegen Erwerbsunfähigkeit betrug 240 DM monatlich„ die Rente

wegen Berufsunfähigkeit 460‚40 DM monatliche Mit der Klage
wandte sich der Versicherte gegen die "Umwandlung"? er ben

gehrte Rente wegen Erwerbsunfähigkeit auch für die Zeit ab
4° Januar 49640 Auf Grund eines Gutachtens des Lungenfach—

arztes Dr„ H31113$31; vom 470 Dezember 4962 erkannte die

Beklagte — dauernde — Erwerbsunfähigkeit seit 470 August 4959

an„ Mit Bescheid vom 470 April 4965 gewährte sie dem Ver—

sicherten ab 540 August 4960 Rente wegen — dauernder — Er—

werbsunfähigkeit (zweiter EU—Bescheid); der Rentenberechnung
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legte sie jedoch nunmehr die (niedrigere) allgencine Be-

messungsgrundlage für 1959 zugrunde; sie führte in dem Be—

scheid auch aus? die ab 10 Dezember 1959 entrichteten Bei—

träge könnten nicht angerechnet werden9 da der Versiche-

rungsfall der Erwerbsunfähigkeit bereits im August 1959

eingetreten sei„ Als Rentenzahlbetrag stellte die Beklagte

ab 510 August 1960 monatlich 229 DM? ab 10 Januar 1961

(59 Rentenanpassurgsgesetz —RAG—) 241,40 DN‚ ab 1° Janu—

ar 1962 (40 RAG) 255‚40 DM und ab 1° Januar 1965 (5„ RAG)

270,20 DM fest° Der Versicherte machte nunmehr geltend9

er habe nur den BU:Bescheid vom 140 September 1961 ange-

fochten; der EU—Bescheid vom gleichen Tag sei von ihm nicht

angefochten und damit bindend geworden; die Beklagte habe

daher bei der Neuberechnung der Erwerbsunfähigkeitsrente

in dem zweiten EU—Bescheid weiterhin von der Rentenbemes—

sungsgrundlage für das Jahr 1960 ausgehen„ ihm die danach

berechnete Rente von 240,—— DM monatlich für 1960 belassen

und die späteren Rentenanpassungen entsprechend diesem

Zahlbetrag vornehmen müssen; außerdem seien die bisher

angerechneten Beiträge weiterhin anzurechneno Mit Bescheid

vom 180 Juli 1965 änderte die Beklagte den EU—Bescheid vom
17° April 1965 ab; sie gewährte zur Wahrung des "Besitz—

standes" Rente für die Zeit vom 510 August 1960 bis zum
510 Dezember 1960 in Höhe von 240 DM monatlich (wie nach dem

ersten EU—Bescheid) und zahlte den Unterschiedsbetrag
zwischen der Rente von 229 DM und 240 DM — den sie in dem

Bescheid vom 170 April 1965 im Wege der "Verrechnung" zu—

rückgefordert hatte — nacho Das Sozialgericht (SG) Koblenz
änderte den BU-Bescheid vom 140 September 1961 und den

zweiten EU—Bescheid vom 170 April 1965 ab und verurteilte

die Beklagte9 dem Versicherten édie Rente
wegen dauernder

Erwerbsunfähigkeit ab 1„ Januar 1961 nach der Rentenbemes—

sungsgrundlage des Jahres 1960 zu berechnen„ die ab 1„ De—

zember 1959 bis zum 510 August 1960 entrichteten Beiträge

als rechtswirksam zu behandeln und dem Kläger (Versicherten)

die außergerichtlichen Kosten zu erstatten" (Urteil vom
240 Oktober 1965)0 Auf die Berufung der Beklagten hob das

Landessozialgericht (LSG) Rheinland—Pfalz am 2äo Juni 1964
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das Urteil des SG auf und wies die Klage ab; Nach dem Gut—
achten von Dr° EH::;;:iszhabe sich die Beklagte zu Recht

davon überzeugt$ daß der Versicherte seit August 1959
_dauernd erwerbsunfähig seio Die Beklagte habe deshalb in

dem zweiten EU—Bescheid Rente wegen dauernder Erwerbsun—

fähigkeit gewahreng dabei die für die Bewilligung einer

Dauerrente maßgebenden Vorschriften anwenden9 also von der
Bemessungsgrundlage für ?959 ausgehen müssen und die nach

August 1959 entrichteten Beiträge nicht berücksichtigen

dürfen (5 52 Abs° 8 des Augestelltenversicherungsgesetzes
—AVG-)o Der Versicherte habe mit der Anfechtung des
BU—Bescheides zwangsläufig auch den ersten EU—Bescheid
angefochten„ die beiden Bescheide müßten als einheitliche
Entscheidung angesehen werden„ Die Beklagte habe die Rente

für die Zeit Von August bis Dezember 1960 in dem zweiten

EU—Bescheid v0n 4965 niedriger feststellen dürfen als in

dem Bescheid vom 140 September 4964? die Bindungswirkung

dieses Bescheides habe nicht entgegengestanden; da der Ver»

sicherte sich gegen die Umwandlung der "Zeitrente" wegen
Erwerbsunfähigkeit in die Rente wegen Berufsunfähigkeit
gewandt habe und mit seinem Begehren durchgedrungen sei?

habe er die mit der Neufeststellung für die Zeit vor dem.
4° Januar 1961 verbundenen Nachteile in Kauf nehmen mus"

1sen°

Das LSG ließ die Revisionzu_o

Der Versicherte legte frist— und formgerecht Revision eine
Er beantragte3

1„ unter Abänderung des Urteils des LSG die

Berufung der Beklagten gegen das Urteil des

SG Koblenz vom 240 Oktober 1963 zurücszwei—

sen und auszusprechen‚ daß die Beklagte die

außergerichtlichen Kosten des leägers_» „„
erstatten hat‚ ' '

20 hilfsweise;
'

das Urteil des LSG aufzuheben und die Sache

zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an
€*

.
I.? 5 _„
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das LSG zurückzuverweisena

5° vorsorglich hilfsweise;

das Urteil hinsichtlich der Kosten—

entscheidung abzuändern und auszuspren

chen9 daß die Beklagte zumindest die

notwendigen Auslagen des Klägers in

der ersten Instanz zu erstatten hat„

Er rügtea das LSG habe zu der Frage‚ wann der Versicherungs—

fall der dauernden Erwerbsunfähigkeit eingetreten sei? noch

ein weiteres Sachverständigen—gutachten einholen müssen;

der Versicherte sei ab 470 August 4959 zwar krank und ar—

beitsunfähig gewesen9 das habe aber nicht notwendig bedeu—

tet? daß er schon von da an dauernd erwérbsunfähig gewesen

sei; erst aus der Erfolglosigkeit des von Dezember 4959 bis

August 4960 durchgeführten Heilverfahrens habe sich erge—

ben() daß der Versicherte — nunmehr — dauernd erwerbsunfähig

sei() Auch die Beklagte habe den Versicherten zunächst nicht

für dauernd erwerb3unfähig gehaltenD anderenfalls hätte

sie kein Heilverfahren mehr durchgeführt; es sei deshalb

willkürlich? wenn die Beklagte in dem zweiten EU—Bescheid
(vom 470 April 4965) den Eintritt des Versicherungsfalls

der Erwerbsunfähigkeit mit August 4959 angenommen habe„ Der

Versicherte habe sich mit der Klage nur dagegen gewehrt9 daß
die ”Zeitrente" wegen Erwerbsunfähigkeit in Rente wegen

Berufsunfähigkeit "umgewandelt" worden sei? nicht dagegen?
daß er zunächst nur eine "Zeitrente" wegen Erwerbsunfähig«
keit erhalten habeo Für die rückwirkende Entziehung der

für den Versicherten günstigeren "Zeitrente" wegen Erwerbs—

unfähigkeit fehle es an einer Rechtsgrundlage; Da der Ver—
sicherte mit seiner Klage auf Gewährung der Erwerbsunfähig—

keitsrente ab 40 Januar 4964 durchgedrungen sei9 habe das
LSG die Beklagte zur Tragung der außergerichtlichen Kosten

mindestens des erstinstanzlichen Verfahrens verurteilen
müsseno

Die Beklagte beantragt9‚

dié‘Revision zurückzuweiseno
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Nach dem Tode des Versicherten setzte die Klägerin als

Sonderrechtsnachfolgerin (% 65 Abs° 2 AVG) das Verfahren

fort° Die Beteiligten erklärten sich mit einem Urteil

ohne mündliche Verhandlung einverstanden (QS 4659 455

Abso 4f> 424 Abs„ 2 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—)°

3 ‚

1 _ _ „
Die Revision ist zulässig (55 462 Abs° 4 Nr() 49 464 SGG)„

Sie ist jedoch nur teilweise begründet° Der Bescheid vom
470 April 4965 in Verbindung mit dem Bescheid vom 48° Juli

4965 ist rechtswidrige soweit er die Rentenbezugszeit

bis 540 Dezember 4960 betrifft; im übrigen ist der Be—

scheid rechtmäßigo
_ ‘

)\

Der EU—Bescheid vom 470 April 4965 und der
Bescheid Vom

48° Juli 4965? der diesen Bescheid abgeändert hat? sind

nach 5 96 SGG Gegenstand des Verfahrens gewordeno Die Be—

klagte hat mit dem EU—Bescheid vom 470 April 4965 die bei—

den Bescheide vom 446 September 4964 zurückgenommeno Sie

hat dem Versicherten nunmehr ab 540 August 4960 ohne

zeitliche Begrenzung Rente wegen — dauernder — Erwerbsun—

fähigkeit gewährt5 diese Rente jedoch für die Zeit vom
540 August bis zum 540 Dezember 4960 niedriger festgestellt

als in dem ersten EU—Bescheid‚ von diesem niedrigeren Ren—
tenbetrag ist sie auch bei der Anpassung der Erwerbsunfä—

higkeitsrente nach dem 50 RAG ab 40 Januar 4964 und bei

der Anpassung der Rente nach dem 40 und 50 RAG für die

Jahre 4962 und 4965 ausgegangen° Die Klägerin ist durch

die Neufeststellung der Erwerbsunfähigkeitsrente bis

54° Dezmber 4960 beschwert‚ obwohl die Beklagte dem Ver—

sicherten die Erwerbsunfähigkeitsrente durch den Bescheid

vom 48° Juli 4965 bis zum 540 Dezember 4960 wieder in

der bisherigen Höhe gewährt? seinen "Besitzetand" also
nicht angetastet hate Das Begehren der Klägerin auf Auf—

hebung des zweiten EU—Bescheides ist? soweit in diesem

Bescheid die Rente des Versicherten bis 54c Dezember 4960

..“7
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neu festgestellt worden ist? entgegen der Auffassung des

LSG auch begründet? die Beklagte ist zur Neufeststellung

insoweit nicht berechtigt geweseno Zwar ist die Rente

des Versicherten in dem ersten EU—Bescheid unrichtig

— zu hoch - festgestellt worden() Es kann dahingestellt blei—

ben? ob es sich im vorliegenden Falle? in dem eine zeit—

lich befristete Rente nicht für die Zukunft? sondern für

einen im Zeitpunkt der Rentenbewilligung bereits abgelau—

fenen Zeitraum bewilligt worden ist;) überhaupt um eine

”Zeitrente“ im Sinne von 5 55 AVG gehandelt hat; auch wenn
5 55 AVG hier anzuwenden wäre% so ist die Beklagte zu Un-

recht in dem ersten EU—Bescheid davon ausgegangen„ der

Versicherungsfall der "vorübergehenden Erwerbsunfähigkeit"

sei erst mit dem Beginn der 27„ Woche (460 Februar 4960)

nach dem Eintritt der Erwerbsunfähigkeit (470 August 4959)

eingetreten„ Wie in dem Urteil des erkennenden Senats vom

50 März 4965 (BSG 229 278) näher dargelegt ist9 ist "Ver—

sicherungsfall" bei Gewährung einer QZeitrente" wegen Er-

werbsunfähigkeit (Berufsunfähigkeit) der Eintritt der Er—

werbsunfähigkeit (Berufsunfähigkeit); der 40 und der 420

Senat des Bundessozialgerichts (BSG) haben in den Urteilen

vom 6° April 4965 (SozR Nro 5 zu 5 4276 der Reichsversiche—

rungsordnung —RVO—'nF = 5 55 AVG nF) undvom 50° September
4965 _ 42/5 RJ 556/60 — die gleiche Auffassung vertretene

Die Beklagte hat daher bei der Ermittlung der für den Ver—

sicherten maßgebenden Rentenbemessungsgrundlage (der sog„

persönlichen Bemessungsgrundlage) nach 5 52 Abs° 4 und Abs„
2 AVG auch dann? wenn sie damals nur eine "Zeitrente" wegen
vorübergehender Erwerbsunfähigkeit gewährt hat‚ von dem
"Eintritt des Versicherungsfalles” im Jahre 4959 ausgehen

müssem> sie hat die persönliche Bemessungsgrundlage des

Versicherten zu Unrecht nach der — höheren — allgemeinen

Rentenbemessungsgrundlage für 4960 ermittelt und damit in

dem ersten EU-Bescheid eine zu hohe Rente festgestellto Das

LSG hat aber? ebenso wie die Beklagte„ verkannt9 daß der

erste EU-Bescheid zwischen den Beteiligten in der Sache

_ 8 _
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bindend geworden ist (@ 77 SGG)° Der Versicherte hat
diesen Bescheid nicht mit der Klage angefochten„ er hat

die Höhe der Rente9 die ihm mit diesem Bescheid für die

Zeit bis 510 Dezember 1960 bewilligt werden ist9 nicht be—

anstandet° Seiner Klage ist zwar zu entnehmen9 daß er
auch über den in diesem Bescheid festgestellten Endtermin

(54° Dezember 1960) hinaus eine Erwerbsunfähigkeitsrente

begehrt hat? über die Rente für die Zeit ab 40 Januar 1964
ist aber nach Grund und Höhe nicht in diesem Bescheid9

sondern in dem Bescheid vom gleichen Tag? mit dem ihm ab

le Janucr 4951 Rente wegen Berufsnfähigkeit bewilligt wor—

den ist? entschieden wordeno Auf ein "Gesetz"? das hin—

sichtlich der Bindungswirkung des ersten EU—Bescheides

”etwas anderes bestimmt" (@ 77 SGG‚ letzter Halbsatz)‚

hat sich die Beklagte bei Erlaß des zweiten EU—Bescheides

nicht stützen können° Insbesondere haben die Voraussetzun—

gen des 5 79 AVG„ die die Beklagte möglicherweise als gege—

ben angetshon hat? nicht vorgelegeno Zwar hat die Be—

klagte nach dieser Vorschrift die Rente neu festzustellen?

wenn sie bei erneuter Prüfung zu der Überzeugung gelangt?

daß eine Leistung zu Unrecht abgelehnt9 entzogen„ einge—

stellt oder zu niedrig festgestellt worden ist„ Die Rente

wegen Erwerbsunfähigkeit ist in dem ersten EU—Bescheid

für die Zeit bis 540 Dezember 1960 aber nicht zu niedrig„

sondern zu hoch festgestellt„ der Versicherte ist durch

diesen Bescheid zu Unrecht begünstigt wordeno Begünstigen—

de rechtswidrige Bescheide dürfen jedoch in der Rentenver—

sicherung der Arbeiter und der Angestellten (und in der

Unfallversicherung) nach der derzeitigen Rechtslage grund—

sätzlich nur dann zurückgenommen.werdenv wenn sich die Er—

mächtigung hierzu aus dem Gesetz ergibtQ Für die Heranw

ziehung der Grundsätze des allgemeinen Verwaltungsrechts

über die Rücknahme fehlerhafter begünstigender Bescheide

ist im Rechte der Rentenversicherung der Arbeiter und der

Angestellten (und in der Unfallversicherung) in der Regel

kein Raum (V'glo insbesondere BSG 485 849 88/94 mit weiteren
Hinweisen; ständige Rechtsprechung des BSG)o Die Rente

5. ;
_—9 —3
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wegen Erwerbsunfähigkeit für die Zeit bis 54° Dezember 4960

ist dem Versicherten auch nicht etwa mit dem BU—Bescheid

vom 440 September 4964 "entzogen" worden() sie ist vielmehr,

da sie von vornherein nur zeitlich befristet gewährt werden

ist? mit dem Fristablauf weggefallen; der Rsntenanspruch des

Versicherten für die Zeit ab 40 Januar 4964 ist nicht in

dem ersten EU-Bescheid9 sondern in dem BU—Bescheid festge—

stellt worden° Die Bindungswirkung des ersten EU—Bescheides

ist entgegen der Auffassung des LSG aber nicht dadurch besei—

tigt worden? daß die Beklagte in dem zweiten EU—Bescheid — an-

ders als in dem ersten EU—Bescheid — davon ausgegangen ist?

der Versicherte sei auch ab 4„ Januar 4964 weiterhin und damit

seit August 4959 dauernd erwerbsunfähigo Die Regelung? die

die Beklagte in dem ersten EU—Bescheid für die Zeit bis 540 De-

zember 4960 getroffen hat? ist hierdurch nicht berührt wor—
den„ Ebenso wie die Klägerin sich gegenüber der Feststel—

lung der Höhe der Erwerbsunfähigkeitsrente für die Zeit ab

40 Januar 4964 in dem zweiten EU—Bescheid nicht auf die ”Bin—

dungsuirkung“ des ersten EU—Bescheides berufen kann? weil

in dem ersten Bescheid nur die Rente für die Zeit bis 540 De—

zember 4960 festgestellt worden ist‚ kann umgekehrt die

Beklagte sich über die Bindungswirkunga die der erste Be—

scheid hinsichtlich der Höhe der Rente für die Zeit bis

540 Dezember 4960 erlangt hat9 nicht deshalb hinwegsetzeng_

weil sie? obwohl die tatsächlichen und rechtlichen Verhältnise

se bei Erlaß des ersten EU—Bescheides die gleichen gewesen
sind wie bei Erlaß des zweiten Bescheides9 Rente wegen Er—

werbsunfähigkeit für die Zeit ab 40 Januar 4964 erst mit dem

zweiten EU—Beschéid gewährt hat„ Die Revision der Klägerin

ist daher begründet? soweit der Bescheid vom 470 April 4965
(zweiter EU—Bescheid) die Neufeststellung der Rente des

Versicherten bis 540 Dezember 4960 betrifft; insoweit ist

das Urteil des LSG abzuändern und die Berufung der Beklagten

gegen das Urteil des SG zurückzuweiseno

Im übrigen ist die Revision der
Klägerin

jedoch nicht be—

gründet„ Zu einer Neufeststellung der Rente des Versicher—
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ten ab 4„ Januar 4964 ist die Beklagte nach @ 79 AVG be—

rechtigt und verpflichtet gewesen‚ weil sie sich während
des gerichtlichen Verfahrens auf Grund des Gutachtens von
Dr„ HIXIIIIÜK; davon überzeugt hat‚ der VerSicherte sei

auch in der Zeit ab 4° Januar 4964 erwerbeunfähig und nicht

nur berufsunfähig geweseno Dem Gutachten des Dr() HLZIIIIIII'

ist eindeutig zu entnehmen‚ daß die FrWOrhsfähigkeit des

Versicherten in der Zeit ab,4° Januar 4964 — ebenso wie

in der Zeit bis 540 Dezember 4960 — in einem solchen Aus—

maßbeeinträchtigt gewesen ist? daß die Voraussetzungen des-
5 24 Abs„ 2 AVG gegeben gewesen sindo Die gesundheitlichen
Beeinträchtigun%en müssen auch dann? wenn sie — anders alS‘
im vorliegenden Fall — bei der Bewilligung einer "Zeitrente"

zu Recht als vorübergehend angesehen Worden sind3 während
der Zeit‚ in der sie bestehen? das Ausmaß erreichen? das
nach 5 24 Abs° 2 AVG für die Bewilligung einer Rente wegen.
Erwerhsunfähigkeit erforderlich ist; die "begründete Aus—
sicht, daß die Erwerbsunfähigkeit in absehbarer Zeit beho—
ben sein wird“ (5 55 Abs° 4 AVG) oder die hier dem ersten

EU—BGSChGiÖzugrunde liegende Auffassung? daß die Erwerbs—
unfähigkeit nur während eines bei der Rentenbewilligung

bereits in der Vergangenheit liegenden Zeitraumes bestanden
hat‚ bezieht sich nicht auf das Ausmaß der Beeinträchtigung9

das 50W0hl für den Anspruch auf “Zeituente” als für den An—
SPYUChan Dauerrente durch 5 24 AVG bestimmt wird? sondern
iSt nur für die zeitliche Dauer des An3pruchs erheblich°
Deshalb ist es für die Rechtmäßigkeit des zweiten EU—Be—

scheides entgegen der Auffassung der Klägerin nicht erheb—
lich9 ob die Beklagte möglicherweise erst auf Grund einer
weiteren Verschlechteru3grdes Gesundheitszustandes des Ver—
sicherten in der Zeit nach/Beendigung des Heilverfahrens
(August 4960) sich davon überzeugt hat.) es handle sich nun—
mehr um eine dauernde Erwerbsunfähigkeit° Jedenfalls hat ‘
die Beklagte auf Grund dieser Überzeugung die Rente für
die Zeit ab 40 Januar 4964 so feststellen müssen? wie dies
dem Gesetz entsprochen hat; sie hat bei der Berechnung der
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Rente nach 5 52 Abs(; 4 und Abs° 2 AVG von der allgemeinen
Bemessungsgrundlage des Jahres 4959 ausgehen müssen; weil

die Erwerbsunfähigkeit in diesem Jahre eingetreten ist; der

Eintritt der dauernden Erwerbsunfähigkeit ist kein anderer.

Versicherungsfall gewesen als der Eintritt der zunächst

als vorübergehend beurteilten Erwerbsunfähigkeito Für die

Zeit ab 40 Januar 4964 hat aber der erste EU—Bescheid; ob—

wohl er bindend geworden ist? keine Bedeutung gehabt9 weil

seine Bindungswirkung von vornherein nur auf die Höhe der

Rente für die Zeit bis 540 Dezember 4960 beschränkt gewesen

ist° Auch bei der Anpassung der mit dem zweiten EU—Bescheid

für die Zeit ab 4° Januar 4964 neu festgestellten Erwerbsun—

fähigkeitsrente nach dem 5° RAG ist als Anpassungsbetrag

(55 2; 5 des 50 RAG) nur der in dem zweiten EU—Bescheid

r Januar 4964 festgestellte "Rentenzahlbetrag für Janu-

ar 4964" in Betracht gekommen; weil in dem ersten EU—Be—

scheid ein "Rentenzrhlbetrag" für Januar 4964 nicht festge—
stellt worden ist und damit auch nicht hat ”besitzgeschützt"

sein können„ Dementsprechend ist auch für die Anpassung der

Rente des Versicherten nach dem 4° und dem 50 RAG die Ren—

tenfeststellung für die Zeit bis 54° Dezember 4960 in dem

ersten EU—Bescheid ohne Bedeutung gewesen° Beiträge; die

für die ZeH3nach dem Eintritt der Erwerbsunfähigkeit (August

4959) entrichtet worden sind; haben bei der Feststellung
der Erwerbsunfähigkeitsrente in dem zweiten BU—Bescheid

nach @ 52 Abs° 8 AVG nicht berücksichtigt werden dürfen„ Wie

sich aus den in den Rentenakten der Beklagten und den Ge-

richtsakten enthaltenen beiden EU—Bescheiden ergibt; ist

die Beklagte übrigens in beiden Bescheiden von der gleichen

Zahl der anrechnungsfähigen Versicherungsjahre (55) ausgegan-
gen; Beitragszeiten nach August 4959 sind — was die Vor- .

instanzen offenbar übersehen haben — auch in dem ersten
EU—Bescheid nicht angerechnet worden° Der Bescheid vom
47(] April 4965 (zweiter EU—Bescheid) ist daher nicht zu be—

‚anstanden; soweit er die Höhe der Rente des Versicherten

ab 40 Januar 4964 betrifft; insoweit hat das LSG im Ergeb—

nis zu Recht auf die Berufung der Beklagten hin das Urteil

..49_
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des SG aufgehoben und die Klage abgewieseno Die Revision

der Klägerin ist insoweit unbegründet und zurückzuueiseno

Da die Beklagte dem Begehren des Versicherten auf eine

höhere Rente ab 40 Januar 4964 erst nach Klageerhebung

_ — im wesentlichen Teil — entsprochen hat9 erscheint das

Begehren der Klägerin9 die Beklagte zur Erstattung der

außergerichtlichen Kosten des erstinstanzlichen Verfahe

rens zu verurteilen3 begründet; im Berufungsverfähren und

im Revisionsverfahren ist die Klägerin dagegen im wesent—

lichen unterlegen; insoweit sind ihr Kosten nicht zu

erstatten (@ 495 SGG)„ ‘ " IV” "“.
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